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Einleitung 

A. Kurze Einführung zum Kommissionsentwurf 

Mit ihrem im Jahre 1992 veröffentlichten Abschlußbericht1 hat die vom Bun-
desminister der Justiz einberufene Kommission zur Überarbeitung des Schuld-
rechts2 ihre Tätigkeit beendet. Ihr Auftrag war es, einen Gesetzesvorschlag zu 
unterbreiten, der "es dem Gesetzgeber erlauben" soll, "das allgemeine Lei-
stungsstörungsrecht, das Gewährleistungsrecht des Kauf- und Werkvertrages 
sowie das Verjährungsrecht unter Berücksichtigung insbesondere der Ergeb-
nisse der Rechtsprechung und der Praxis übersichtlicher und zeitgemäßer zu 
gestalten". 3 

Ausgangspunkt der fiir das allgemeine Leistungsstörungsrecht angestellten 
Reformüberlegungen4 war der eigenen Darstellung der Kommission zufolge die 
Feststellung, daß zwar der "Bau des Bürgerlichen Gesetzbuches" die "gewalti-
gen Veränderungen", die das ausgehende Jahrhundert mit sich brachte, "in 
bemerkenswerter Weise überdauert" habe, daß aber die Erhaltung seiner 
"Grundstrukturen" und "seine Anpassung an den Wandel der Verhältnisse"- als 
"Verdienst" vor allem "von Rechtsprechung und Rechtslehre" - auf weitrei-
chende Ergänzungen der gesetzlichen Vorschriften "im Wege der Rechtsfort-
bildung" zurückzufilhren sei. 5 Dies zeigten etwa die Entwicklung der Figur des 
"Wegfalls der Geschäftsgrundlage" oder die Anerkennung einer Haftung aus 

1 Abschlußbericht der Kornmission zur Überarbeitung des Schuldrechts (hrsg. vom 
Bundesminister der Justiz), 1992. 

2 Nach der Ernennung ihrer Mitglieder, unter ihnen befanden sich einige der 
hervorragendsten Rechtswissenschaftler unserer Zeit, durch den Bundesminister der 
Justiz hat sich die Kommission am 2. Februar 1984 konstituiert, Abschlußbericht, 
S. 14 f. Zur Vorgeschichte vgl. Abschlußbericht, S. 13 ff. und Braun, JZ 1993, S. 4 f. 

3 Abschlußbericht, S. 15. 
4 Die Schuldrechtskommission hat den "rechtspolitisch dringendsten 'Handlungs-

bedarf" im Verjährungsrecht erkannt. Sie sah aber "das Leistungsstörungs- und Ge-
währleistungsrecht als vorgreiflieh an, weil eine überzeugende Lösung der Verjährungs-
fragen Klarheit über Art und Inhalt derjenigen Ansprüche" voraussetze, "die der 
Verjährung unterliegen sollen", Abschlußbericht, S. 15. 

5 Abschlußbericht, S. 13 f. 
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"culpa in contrahendo" und "positiver Forderungsverletzung".6 Durch das Zu-
sammenspiel zwischen gesetzlicher Regelung und richterrechtlicher Rechts-
fortbildung seien "viele schuldrechtliche Bestimmungen des Bürgerlichen Ge-
setzbuches ( ... )heute von einem so starken Firnis von Richterrecht überzogen, 
daß das wirklich geltende Recht selbst von einem juristisch ausgebildeten Fach-
mann aus der bloßen Lektüre des Gesetzes nicht mehr erschlossen werden" 
könne. 7 Dieser letztgenannten Beobachtung wird man ebensowenig die Berech-
tigung versagen können wie der sich hieran anschließenden Fage, "in welchen 
Grenzen es auch zukünftig noch hingenommen werden könne, daß sich der 
Abstand zwischen den Regelungen des Bürgerlichen Gesetzbuches und den 
Regeln des wirklich geltenden Rechts immer weiter" vergrößere8. Schon darin, 
daß sich die Kommission dieser Problematik angenommen hat, ist eine ver-
dienstvolle Tätigkeit ihrer Mitglieder zu erkennen. 

Im Rahmen ihrer "Bestandsaufnahme" zum allgemeinen Leistungsstörungs-
recht9 hat die Schuldrechtskommission sodann darauf verwiesen, "daß nach all-
gemeiner Ansicht die Regeln des Bürgerlichen Gesetzbuches über das Lei-
stungsstörungsrecht in wichtigen Teilen nicht als gelungen bezeichnet werden" 
könnten und "daß auch die Rechtsprechung mit den ihr zu Gebote stehenden 
Mitteln diese Mängel nicht aufüberzeugende Weise" hätte beseitigen können10• 

So sei es verfehlt, daß im "Mittelpunkt des geltenden Leistungsstörungsrechts 
der Begriff der 'Unmöglichkeit der Leistung'" stehe mit all seinen durch das Ge-
setz geforderten Differenzierungen, "deren rechtspolitische Rechtfertigung ( ... ) 
nicht erkennbar" sei.11 "Das Rechtsinstitut der positiven Forderungsverletzung" 
belege "besonders deutlich, daß das kodifizierte Leistungsstörungsrecht in sehr 
wichtigen Bereichen der praktischen Rechtsanwendung unvollkommen" sei.12 

6 Die Kommission benennt weiterhin die "unzulässige Rechtsausübung" sowie den 
"Vertrag mit Schutzwirkung fiir Dritte" und erinnert an die Entwicklung der Regeln über 
den Schutz gegen unangemessene AGB-Klauseln durch die Rechtsprechung, Abschluß-
bericht, S. 13 f. 

7 Abschlußbericht, S. 14. 
8 Dito. 
9 Abschlußbericht, S. 16 ff. 
10 Abschlußbericht, S. 16. 
II Abschlußbericht, S. 16 f. Zur Kritik der Kommission im einzelnen unten S.31 ff. 

12 Über die bereits angesprochene Problematik des "Nebeneinanders" von geschrie-
benen und ungeschriebenen Ansprüchen hinaus sei es unbefriedigend, daß "diese An-
sprüche" nicht klar "gegeneinander( ... ) abgegrenzt werden könnten" und daß deren un-
terschiedliche Rechtsfolgen keine "einleuchtende rechtspolitische Grundlage hätten", 
wie dies insbesondere die "Konkurrenz zwischen( ... ) Gewährleistungsansprüchen" und 
denen "aus positiver Forderungsverletzung" zeige, "die in der gerichtlichen Praxis zu 
mancherlei Unklarheiten und Ungereimtheiten" gefiihrt habe, Abschlußbericht, S. 17 f. 



A. Kurze Einfiihrung zum Kommissionsentwurf 17 

Schließlich stehe das gesetzliche Rücktrittsrecht hinter "den praktischen Anfor-
derungen" nicht nur in der Ausgestaltung seiner Rechtsfolgen, sondern auch 
deshalb zurück, weil "Rücktritt und Schadensersatz einander" ausschlössen und 
weil das Rücktrittsrecht an das Erfordernis eines Vertretenmüssens geknüpft 
sei.13 

Zur Vermeidung der "nicht einleuchtenden Ergebnisse( ... ), die sich im Rah-
men des Bürgerlichen Gesetzbuches fiir einige Teilbereiche ergeben" hätten, 14 
hat die Refonnkommission das "Regelungsmodell" des Rechts der "internatio-
nalen Warenkaufverträge" fiir ihre Neuregelung "nutzbar gemacht",15 wie dies 
bereits Huber als Vorgutachter eindringlich empfohlen hatte16. Im Gegensatz 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch käme das Leistungsstörungsrecht des ON-Kauf-
rechts unter anderem "ohne Vorschriften aus, die an die Unmöglichkeit der Lei-
stung anknüpfen"; sie werde "als einer der möglichen Fälle der Nichterfiillung 
des Vertrages von den dafiir geltenden allgemeinen Vorschriften miterfaßt" .17 
"Der Vorrang der Erfiillung" sei durch das grundsätzliche Erfordernis einer 
Nachfrist "sichergestellt" .18 Zwar fiihre "das Leistungsstörungsrecht des UN-
Kaufrechts überwiegend zu den gleichen Ergebnissen( ... ), wie sie nach gelten-
dem deutschen Recht im Zusammenwirken von gesetzlicher Regelung, Recht-
sprechung und Vertragspraxis erzielt werden", doch bestehe der "entscheidende 
Unterschied ( ... ) darin, daß das UN-Kaufrecht die Grundprinzipien, von denen 
sein Leistungsstörungsrecht geleitet ist, in klaren, verständlichen, wider-
spruchsfreien und rechtspolitisch einleuchtenden Regeln niedergelegt" habe.19 

Aufgrund dieser Orientierung am UN-Kaufrecht, die zugleich der Rechtsver-
einheitlichung dienen soll,2° formuliert der Kommissionsentwurf die "Pflicht-
verletzung" als "zentralen Begriff' des von ihm entwickelten Leistungsstörungs-
rechts,21 das damit zugleich auf "einer Weiterentwicklung und Verallgemei-

13 Abschlußbericht, S. 19 f. 
14 Abschlußbericht, S. 20. 
15 Abschlußbericht, S. 16. 
16 Huber, Leistungsstörungen, S. 633 ff. Im Rahmen seiner Vorprüfungen hatte das 

Bundesministerium der Justiz insgesamt 24 Gutachten eingeholt, die als "Gutachten und 
Vorschläge zur Überarbeitung des Schuldrechts" 1981 (Band l und li) und 1983 (Band 
III) veröffentlicht wurden. 

17 Art. 45 ff., 61 ff. UN-Kaufrecht, vgl. Abschlußbericht, S. 19 f. 
18 Dies kommt immer dann zum Tragen, wenn das vertragswidrige Verhalten des Ver-

käufers keine "wesentliche Vertragsverletzung" darstellt, Art. 47 Abs. l, 49 Abs. l UN-
Kaufrecht; vgl. Abschlußbericht, S. 20. 

19 Abschlußbericht, S. 20. 
20 Dito. 
21 Abschlußbericht, S. 29. DasUN-Kaufrecht verwende zwar "in Art. 45 Abs. l, 61 

Abs. l den Begriff der 'Nichterfüllung' der vertraglichen Pflichten". "Aber darin" liege 
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